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Änderungsantrag      HHA 

       

Fraktion der CDU,  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der Be-
schlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

 
Inhalt des Antrags: Kontaktnachverfolgungs-App    
 Veranschlagung der GZSG-Maßnahme im Kernhaushalt 
 
Einzelplan 02 Geschäftsbereich des Hessischen Ministerpräsidenten 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 

Zu Kapitel   02 01  Hessische Staatskanzlei 
Buchungskreis:  2100 

 
Produktnummer lt. Leistungsplan   6   
 
Produktbezeichnung lt. Leistungsplan  Digitale Strategie und Entwicklung 
  

  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    

  
Beträge in 1.000 EUR 

 
 Gesamtkosten 49.146,5 + 353,0 49.499,5 
 Eigene Erlöse 2.322,7 0,0 2.322,7 
 Produktabgeltung 46.823,8 + 353,0 47.176,8 

 
 
Weitere Änderungen im Wirtschafts-/ Stellenplan: 
 
Die Leistung GZSG5/Digitale Strategie und Entwicklung entfällt. Die Abbildung der rechtlichen Verpflichtungen erfolgt im 
Rahmen der bestehenden Leistungsstruktur.  
 
Kameraler Haushalt:        Beträge in EUR 
 

Titel Zweckbestimmung von um auf 
538 Sonstige Dienstleistungen und Gestattungen 45.945.300 + 353.000 46.298.300 

 

Kameraler Haushaltsabschluss:  Beträge in EUR 
 

 Hauptgruppe von um auf 

 HG 5 58.801.100 + 353.000 59.154.100 
 Kameraler Zuschuss/Überschuss -92.410.800 - 353.000 - 92.763.800 

 
 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

Drucksache 20/7071  

 

 
 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

 



2 Hessischer Landtag   ·   20. Wahlperiode   ·   Drucksache 20/7071  

 

 
Begründung des Änderungsantrags:  
 
Im Zuge der Bewältigung der Corona-Pandemie wurden für die Implementierung und den Betrieb einer Kontaktnachverfol-
gungs-App in 2021 vertragliche Bindungen eingegangen, die im Jahr 2022 zur Zahlung verpflichten. Mit Auflösung des 
GZSG-Sondervermögens sind diese Verpflichtungen im Kernhaushalt zu veranschlagen. 
 
 

 
Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Die Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Ines Claus 
 

  
  

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 
 

 


